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Ziel dieser Veröffentlichung ist es, aktuelle Statistiken zu Armut und sozialer Ausgrenzung in der 
Europäischen Union vorzustellen und zu beschreiben, in welcher Weise bestimmte Untergruppen der 
europäischen Gesellschaft seit Beginn der „großen Rezession“ von Armut betroffen sind. Ferner sollen 
die wichtigsten Determinanten von Armut ab dem Jahr 2008 analysiert und die aktuellen 
Entwicklungen der europäischen Politik zur Bekämpfung der Armut erörtert werden. 
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ZUSAMMENFASSUNG 

Die Wirtschaftskrise hat soziale Probleme wie Armut und Ungleichheit, die schon 
vorher erheblich waren, noch weiter verschärft. Aufgrund der Vielschichtigkeit von 
Armut wird in der Europäischen Union ein mehrdimensionaler Indikator verwendet, die 
sogenannte „Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen“. 
Dieser Indikator stützt sich auf drei Dimensionen: monetäre Armut, erhebliche 
materielle Mängel oder eine sehr niedrige Erwerbsintensität. 

Seit 2008 ist die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen in 
den meisten Mitgliedstaaten gestiegen. 2014 war fast jeder Vierte (122,3 Millionen 
Menschen) in der Europäischen Union von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht. 
Zu den besonders gefährdeten Gruppen gehörten vor allem Frauen, Kinder, junge 
Menschen, in Alleinerziehendenhaushalten lebende Menschen, Menschen mit 
niedrigem Bildungsstand und Migranten. 

Es entstehen neue Formen der Armut. Entgegen der allgemeinen Auffassung schützt 
Arbeit nicht mehr vor Armut. Die neuen „erwerbstätigen Armen“ befinden sich oft in 
prekären und schlecht bezahlten Arbeitsverhältnissen. Obdachlosigkeit trifft nicht mehr 
nur Männer im mittleren Alter mit dauerhaften sozialen Problemen, sondern auch 
Familien, junge Menschen und Migranten. Schließlich sind Kinder besonders stark von 
der krisenbedingten Armut betroffen. 

Seit 2008 sind vor allem zyklische Faktoren ursächlich für den Anstieg der Armutsquote 
in der Europäischen Union: Langzeitarbeitslosigkeit, die Segmentierung des 
Arbeitsmarkts und die Polarisierung in der Lohnentwicklung. Das Aufkommen neuer 
Familienmodelle, z. B. Alleinerziehung, sowie die anhaltende „Vererbung“ von Armut 
haben das Problem weiter verstärkt. 

In Europa liegt die Zuständigkeit für die Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung in erster Linie bei den Mitgliedstaaten. Die Rolle der Europäischen Union 
ist auf die Koordinierung der politischen Maßnahmen der Mitgliedstaaten durch die 
offene Methode der Koordinierung für den Sozialschutz („OMK Soziales“) sowie die 
Bereitstellung von Mitteln im Rahmen des Europäischen Sozialfonds, des Europäischen 
Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen sowie des Europäischen 
Programms für Beschäftigung und soziale Innovation beschränkt. 2010 legte die 
Europäische Union mit der Annahme der Strategie Europa 2020 erstmals ein 
quantitatives Ziel für die Verringerung von Armut und sozialer Ausgrenzung fest: Bis 
2020 sollten gegenüber 2008 über 20 Millionen Menschen aus der Armut befreit 
werden. Es zeigt sich jedoch, dass dieses Ziel in Zeiten der Krise und der 
Haushaltseinsparungen nur sehr schwer zu verwirklichen ist. Die Europäische Union hat 
sich weiter von ihrem Ziel entfernt. 

Es sind enorme Anstrengungen erforderlich, um das Ziel der Strategie Europa 2020 zu 
Armut und sozialer Ausgrenzung zu erreichen. Möglicherweise muss auf europäischer 
Ebene ein besseres Gleichgewicht zwischen makroökonomischen, steuerlichen, 
beschäftigungspolitischen und sozialen Zielen hergestellt werden. Dazu werden 
frühzeitige Investitionen in Kinder und Jugendliche sowie Maßnahmen zur Entwicklung 
von Qualifikationen und zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit beitragen. Die 
Modernisierung des Wohlfahrtsstaates wird entscheidend sein. 
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1. Einleitung 

Die Wirtschaftskrise hat erhebliche soziale Auswirkungen auf das Leben der 
europäischen Bürgerinnen und Bürger. Viele Menschen leiden inzwischen unter Armut 
und sozialer Ausgrenzung. Die „große Rezession“ hat weitreichende Konsequenzen für 
den Zugang zur Grundversorgung etwa in den Bereichen Gesundheit oder Bildung, für 
die Beschäftigung oder die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben mit sich gebracht. 
Lebensmittelbanken verzeichnen einen drastischen Nachfrageanstieg. Verschuldung, 
Obdachlosigkeit, Erwerbstätigen- und Kinderarmut werden immer deutlicher sichtbar. 

Obwohl sich die Europäische Union (EU) zum Ziel gesetzt hat, die Zahl der von Armut 
oder sozialer Ausgrenzung betroffenen Personen bis zum Jahr 2020 um 20 Millionen zu 
reduzieren, ist die Zahl der von Armut bedrohten Menschen gestiegen: von 
116 Millionen im Jahr 20081 auf 122 Millionen im Jahr 2014, entsprechend 24,4 % der 
Gesamtbevölkerung (EU-28). 2013 ging die Quote der von Armut oder sozialer 
Ausgrenzung betroffenen Personen leicht zurück, nachdem sie in drei 
aufeinanderfolgenden Jahren gestiegen war. 2014 blieb die Quote fast stabil, jedoch 
über dem Niveau von 2008 (23,8 %). Von immer mehr Seiten2 wird auf die hohen 
sozialen Kosten der Sparpolitik hingewiesen und ein Kurswechsel gefordert 
(Interessengruppen3, der Europäische Gewerkschaftsbund4, Thinktanks5, Medien6). 
Was die öffentliche Meinung betrifft7, so sind nur 22 % der Europäer der Meinung, dass 
zur Bekämpfung der Armut genug getan wird. 

2. Die Messung von Armut 

2.1. Definition und Indikatoren 

Die Begriffe „Armut“ und „Ausgrenzung“ sind oft miteinander verbunden. 
Wohnungsbezogene Entbehrung, hohe Verschuldung, ein fehlender Zugang zur 
Gesundheitsversorgung, ein niedriges Bildungsniveau oder ein eingeschränkter Zugang 
zur Grundversorgung sowie zu gesellschaftlichen und kulturellen Aktivitäten können 
arme Menschen an den Rand der Gesellschaft drängen. Doch auch ohne Armut ist 
soziale Ausgrenzung möglich. 

Es gibt keinen Konsens über die Definition von Armut. Sie wird eher durch andere 
Konzepte definiert, wie Wohlergehen, Grundbedürfnisse, Einkommen oder soziale 
Ausgrenzung, und nicht als eigener Begriff. Am häufigsten werden zwei Typen von 
Armut zugrunde gelegt, nämlich die „absolute“ bzw. „extreme“ Armut und die 
„relative“ Armut: 

                                                      
1 Kroatien war noch nicht Mitglied der Europäischen Union. 
2 An EU Worth Defending – Beyond Austerity to Social Investment and Inclusive Growth. EAPN, 2012. 
3 Siehe z. B. Combating Poverty in Europe (COPE) oder The European Anti-Poverty Network (EAPN). 
4 European Trade Union Confederation (ETUC) declaration to the new European Commission. ETUC, 

2014. 
5 Putting the fight against poverty and social exclusion at the heart of the EU agenda: A contribution to 

the Mid-Term Review of the Europe 2020 Strategy. OSE, 2014. 
6 Zum Beispiel The Guardian, 2013; BBC news UK, 2014. 
7 Employment and Social Policy. Eurobarometer Spezial Nr. 377, 2011. 

http://nationalearmutskonferenz.de/data/2012-eapn-NRP-report-en.pdf
http://cope-research.eu/
http://www.eapn.eu/en
http://www.etuc.org/documents/etuc-declaration-new-european-commission
http://www.ose.be/FR/publications/ose_paper_series.htm
http://www.ose.be/FR/publications/ose_paper_series.htm
http://www.theguardian.com/world/2013/oct/10/austerity-europe-debt-red-cross
http://www.bbc.com/news/uk-26324564
http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_377_en.pdf
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 Absolute bzw. extreme Armut liegt vor, wenn der Grundbedarf für die 

Existenzsicherung nicht gedeckt ist. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn 
Menschen hungern, kein sauberes Wasser, keinen angemessenen Wohnraum, 
nicht genügend Kleidung oder Arzneimittel haben und ums Überleben kämpfen 
müssen. Diese Form der Armut ist vor allem in den Entwicklungsländern 
verbreitet, wobei jedoch auch in der Europäischen Union einige Menschen 
unter extremer Armut leiden. 

 Relative Armut liegt vor, wenn die Lebensweise und das Einkommen von 
Menschen so weit unter dem an ihrem Wohnort üblichen Lebensstandard 
liegen, dass sie Schwierigkeiten haben, an normalen wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Aktivitäten teilzunehmen. Die relative Armut hängt also von 
dem Lebensstandard der gesellschaftlichen Mehrheit ab. 

In der Europäischen Union wird die folgende, 2004 eingeführte Armutsdefinition 
zugrunde gelegt: 

Von Armut spricht man, wenn Personen über ein so geringes Einkommen und so geringe 
Mittel verfügen, dass ihnen ein Lebensstandard verwehrt wird, der in der Gesellschaft, in 
der sie leben, als annehmbar gilt. Ihrer Armut wegen können sie zahlreichen 
Benachteiligungen ausgesetzt sein ς Arbeitslosigkeit, Niedrigeinkommen, schlechten 
Wohnverhältnissen, unzureichender gesundheitlicher Betreuung und Hindernissen im 
Aus- und Weiterbildungs-, Kultur-, Sport- und Freizeitbereich. Sie sehen sich häufig an den 
Rand gedrängt und von der Teilnahme an Aktivitäten (wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Art) ausgeschlossen, die für andere Menschen die Norm sind. Auch kann ihr 
Zugang zu Grundrechten eingeschränkt sein.8 

Im Juni 2010 formulierte die Europäische Union im Rahmen der Strategie Europa 2020 
das Ziel, die Zahl der von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffenen oder bedrohten 
Menschen bis zum Jahr 2020 um mindestens 20 Millionen zu senken. Um den 
Fortschritt bei der Verwirklichung dieses Ziels zu überwachen, einigte sich der Rat 
„Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz“ auf einen Indikator 
für die Gefährdung durch Armut oder soziale Ausgrenzung. Damit der 
mehrdimensionale Charakter von Armut und sozialer Ausgrenzung berücksichtigt wird, 
fließen in diesen Indikator neben einkommensbezogenen Armutskennzahlen auch 
andere Messwerte ein, beispielsweise erhebliche materielle Deprivation. 

 

                                                      
8 Gemeinsamer Bericht der Kommission und des Rates über die soziale Eingliederung. Rat der 

Europäischen Union, März 2004, S. 7. 

Festlegung der Armutsschwelle 

Die Armutsquote entspricht dem Teil der Bevölkerung, der von einem unterhalb der 
Armutsgrenze liegenden Einkommen leben muss. Dabei wird ein Prozentsatz des nationalen 
Medianeinkommens festgelegt, der die Bevölkerung in zwei Gruppen teilt: eine Gruppe, 
deren Einkommen unterhalb dieser Schwelle liegt, und eine Gruppe mit darüber liegendem 
Einkommen. Am häufigsten wird die Schwelle bei 60 % des Medianeinkommens angesetzt 
(z. B. in der Europäischen Union). Dies ist eine Gewohnheitsregel. Manche Stellen (z. B. die 
OECD) nehmen an, dass eine Grenze bei 50 % repräsentativer wäre und eine Grenze bei 40 % 
die Konzentration auf „große Armut“ ermöglichen würde. Andere argumentieren, dass die 
60 %-Schwelle als umfassendere Definition auch arme Menschen ohne Zugang zur 
Grundversorgung einbezieht. 

http://ec.europa.eu/employment_social/soc-prot/soc-incl/final_joint_inclusion_report_2003_de.pdf
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Die Gefährdung durch Armut oder soziale Ausgrenzung wird auf Basis von drei miteinander 
kombinierten Hauptindikatoren ermittelt:9 

 Monetäre Armut: Wichtigster Indikator hierfür ist die 
Armutsgefährdungsquote. Die Armutsgefährdungsquote wird auf Basis einer 
Armutsgefährdungsschwelle von 60 % des nationalen Medianeinkommens 
ermittelt und spiegelt die zeitliche und räumliche Relativität von Armut wider. 
Die Armutsschwelle kann auch bei 60 % des Medianeinkommens der 
Europäischen Union angesetzt werden. Dies bedeutet, dass in Ländern mit 
besonders niedrigem Einkommensniveau die Mehrheit der Bevölkerung 
unterhalb der EU-Armutsgrenze leben könnte, aber auf nationaler Ebene 
dennoch nicht sozial ausgegrenzt wäre. Daher ist die monetäre Armut nicht 
geeignet, um die Armut in der Europäischen Union zu messen. 

 Erhebliche materielle Deprivation:10 Mit diesem Indikator wird der Mangel an 
alltäglichen Gütern gemessen, die in einer bestimmten Gesellschaft 
üblicherweise einen angemessenen Lebensstandard ermöglichen würden. 
Damit wird die unfreiwillige Unfähigkeit ausgedrückt, für mindestens vier der 
folgenden neun Ausgaben aufzukommen: unerwartete Ausgaben, einen 
einwöchigen Jahresurlaub an einem anderen Ort, Zahlungsrückstände 
(Hypotheken- oder Mietschulden, Nebenkostenrechnungen, Mietkaufraten oder 
sonstige Kreditzahlungen), jeden zweiten Tag eine Fleisch- oder Fischmahlzeit, 
eine angemessene Beheizung der Wohnung, eine Waschmaschine, einen 
Farbfernseher, ein Telefon oder ein Auto. 

 Sehr niedrige Erwerbsintensität: Diese Quote gibt den Bevölkerungsanteil der 
0- bis 59-Jährigen wieder, die in Haushalten leben, in denen die 
Haushaltsmitglieder im erwerbsfähigen Alter im vergangenen Jahr weniger als 
20 % der Zeit gearbeitet haben, in der sie theoretisch hätten arbeiten können. 

Die Armutsdefinition der Europäischen Union geht über die „Befriedigung der 
menschlichen Grundbedürfnisse“ hinaus, die zur Messung der Armut in den 
Entwicklungsländern herangezogen wird. 

2.2. Eine EU-weite Zahl für Armut 

Im Jahr 2014 waren in den EU-28-Staaten 122 Millionen Menschen (24,4 % der 
Bevölkerung) von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht. Vor 2008 war die Zahl der 
von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen stetig gesunken. Ab 2008 
kehrte sich der Trend um, sodass die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung 
bedrohten Personen zwischen 2008 und 2012 um 6,1 Millionen stieg (EU-27). Obwohl 
zwischen 2012 und 2014 zwei Millionen Menschen weniger von Armut bedroht waren, 
liegt das Niveau heute deutlich über dem Europa-2020-Ziel von 96 Millionen. 

                                                      
9 Darüber hinaus gibt es weitere Indikatoren zur Messung des Ausmaßes von Armut und ihrer Dauer 

(Quote der dauerhaften Armutsgefährdung) sowie eine „quasi-absolute“ Messgröße (zeitlich 
verankerte Armutsgefährdungsquote). 

10 Glossar: Materielle Deprivation, Eurostat, 2015. 

http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Glossary:Material_deprivation
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2.2.1. Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten 
Im Jahr 2014 war in drei Mitgliedstaaten mehr als ein Drittel der Bevölkerung von 
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht, nämlich in Rumänien (40,2 %), Bulgarien 
(40,1 %) und Griechenland (36,0 %). Am anderen Ende der Skala verzeichneten die 
Tschechische Republik (14,8 %), Schweden (16,9 %), die Niederlande (17,1 %), Finnland 
(17,3 %) und Dänemark (17,8 %) den niedrigsten Anteil an von Armut oder sozialer 
Ausgrenzung bedrohten Personen. 

Abbildung 1 – Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen im Jahr 
2008 (EU-27) und 2014 (EU-28) 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Für Kroatien sind keine Zahlen aus dem Jahr 2008 verfügbar. 

Bezogen auf die Mitgliedstaaten, für die Daten vorliegen (siehe Abbildung 1), ist die 
Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen zwischen 2008 
und 2014 in 14 Mitgliedstaaten gestiegen. Der stärkste Anstieg fand in Griechenland 
(von 28,1 % im Jahr 2008 auf 36,0 % in 2014, bzw. + 7,9 %), Spanien (+ 4,7 %), Zypern 
(+ 4,1 %), Malta (+ 3,7 %), Ungarn (+ 2,9 %) und Italien (+ 2,8 %) statt. Der stärkste 
Rückgang hingegen wurde in Polen (von 30,5 % auf 24,7 %, bzw. - 5,8 %), Rumänien 
(- 4,0 %), Bulgarien (- 4,7 %) und der Slowakei (- 2,2 %) beobachtet. 

In den am meisten von der Krise betroffenen Ländern fiel der Anstieg zwischen 2008 
und 2014 besonders deutlich aus – einschließlich der „Programmländer“11 
(Griechenland, Irland, Spanien und Zypern). 

                                                      
11 Als „Programmländer“ werden die EU-Länder bezeichnet, die Unterstützung aus den Europäischen 

Finanzhilfepaketen erhalten haben. 
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http://ec.europa.eu/economy_finance/assistance_eu_ms/index_en.htm
http://ec.europa.eu/economy_finance/assistance_eu_ms/index_en.htm
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2.2.2. Kinder, junge Menschen und die Erwerbsbevölkerung  
Im Jahr 2014 waren in 21 von 25 Mitgliedstaaten Kinder stärker von Armut oder 
sozialer Ausgrenzung bedroht als die restliche Bevölkerung. Die Quote betrug in den 
EU-28-Staaten 27,8 %.12 Der Prozentsatz der Kinder, die in einem von Armut oder 
sozialer Ausgrenzung bedrohten Haushalt lebten, reichte von um 15 % in Dänemark 
(14,5 %) und Finnland (15,6 %) bis zu über 35 % in sechs Ländern: Lettland (35,3 %), 
Spanien (35,8 %), Griechenland (36,7 %), Ungarn (41,1 %), Bulgarien (45,2 %) und 
Rumänien (51 %).13 Auch der Anteil an von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohter 
junger Erwachsener (18 bis 24 Jahre) stieg im Vergleich zur Gesamtbevölkerung 
überdurchschnittlich stark an und betrug für den Zeitraum 2008 bis 2014 + 3,5 % (siehe 
Abbildung 2). 

Abbildung 2 – Trends bei Armut und sozialer Ausgrenzung: Anteil der von Armut oder sozialer 
Ausgrenzung bedrohten Personen im Jahr 2008 (EU-27) und 2014 (EU-28) nach Altersgruppen 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Für Kroatien sind keine Zahlen aus dem Jahr 2008 verfügbar.14 

Andere Gruppen, zum Beispiel Menschen mit Behinderungen, Angehörige ethnischer 
Minderheiten und/oder Menschen mit Migrationshintergrund15 (insbesondere 
Roma)16, die schon vorher stark von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht waren, 
waren auch während der Krise besonders betroffen.17 

                                                      
12 Zu Estland und Irland liegen für das Jahr 2014 keine Daten vor. 
13 People at risk of poverty or social exclusion, by age group. Eurostat, 2014. 
14 Dieses Diagramm enthält einen prozentualen Vergleich der EU-27- mit den EU-28-Staaten. 
15 Orsolya Lelkes: Poverty Among Migrants in Europe. Europäisches Zentrum, Kurzdossier, April 2007. 
16 Poverty and employment: the situation of Roma in 11 EU Member States. Agentur der Europäischen 

Union für Grundrechte (FRA), 2014. 
17 Health inequalities, the financial crisis, and infectious disease in Europe. Europäisches Zentrum für die 

Prävention und die Kontrolle von Krankheiten, 2013; NGO: Migration is a major poverty risk in 
Europe. Euractiv, Dezember 2012. 
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http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/File:People_at_risk_of_poverty_or_social_exclusion,_by_age_group,_2014.png
http://www.euro.centre.org/data/1178099907_77304.pdf
http://fra.europa.eu/sites/default/files/fra-2014-roma-survey-employment_en.pdf
http://www.ecdc.europa.eu/en/publications/Publications/Health_inequalities_financial_crisis.pdf
http://www.euractiv.com/socialeurope/ngo-migration-major-poverty-risk-europe/article-156240
http://www.euractiv.com/socialeurope/ngo-migration-major-poverty-risk-europe/article-156240
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Abbildung 3 – Trends bei Armut und sozialer Ausgrenzung: Anzahl der von Armut oder 
sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen in den EU-27-Staaten in den Jahren 2008 und 2014 
nach Altersgruppen 

 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Für Kroatien sind keine Zahlen aus dem Jahr 2008 verfügbar. 

In 23 der 28 Mitgliedstaaten, für die entsprechende Daten vorliegen, sind ältere 
Menschen im Vergleich zur Gesamtbevölkerung jetzt weniger stark von Armut und 
sozialer Ausgrenzung bedroht (17,8 % im Gegensatz zu 24,4 %). Dies gilt auch für die 
Ebene der EU-28-Staaten. Im Jahr 2014 lag der Anteil der von Armut oder sozialer 
Ausgrenzung bedrohten Menschen über 65 Jahren zwischen 6,4 % (Luxemburg) und 
47,8 % (Bulgarien). 

2.2.3. Armutsformen 

 Monetäre Armut 

Bei Betrachtung der drei Indikatoren zur Messung der Armutsgefährdungsquote 
(monetäre Armut, erhebliche materielle Deprivation und sehr niedrige 
Erwerbsintensität) zeigt sich, dass 17,2 % der Bevölkerung in den EU-28-Staaten im Jahr 
2014 von Armut nach Sozialtransfers bedroht waren, d. h. ihr verfügbares Einkommen 
lag unter der jeweiligen nationalen Armutsgefährdungsschwelle. Dieser Anteil ist 
gegenüber 2013 um 0,6 % gestiegen. 

Da die Schwellen die tatsächliche Einkommensverteilung in den Ländern spiegeln, 
unterscheiden sie sich in den einzelnen Mitgliedstaaten stark voneinander. Die 
höchsten Armutsgefährdungsquoten waren in Rumänien (25,4 %), Griechenland 
(22,1 %), Bulgarien (21,8 %) und Lettland (21,2 %) zu verzeichnen, wo mehr als eine von 
fünf Personen von monetärer Armut bedroht war. Die niedrigsten Quoten waren in der 
Tschechischen Republik (9,7 %), den Niederlanden (11,6 %) und Dänemark (11,9 %) zu 
beobachten. Gegenüber 2008 ist der Anteil der von monetärer Armut bedrohten 
Personen in 20 Mitgliedstaaten gestiegen und in acht gesunken. 

Die Armutsgefährdungsquote ist ein relativer Maßstab für Armut, der zwischen den 
Mitgliedstaaten stark variiert und sich außerdem im Zeitverlauf verändert. Um 
irreführende Ergebnisse in Zeiten eines rapiden und allgemeinen 
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Wirtschaftsabschwungs zu vermeiden, berechnet Eurostat einen zeitlich verankerten18 
Armutsgefährdungsindikator. Mit diesem Indikator wird die reale Armutsgrenze über 
einen längeren Zeitraum hinweg verankert und dadurch den Folgen einer 
schwankenden Armutsgrenze Rechnung getragen. Zu konstanten Bedingungen waren 
2014 19,8 % der Bevölkerung in den EU-27-Staaten, bezogen auf das Basisjahr 2008, 
von Armut bedroht. Diese Quote entspricht einem Anstieg von 3,5 Prozentpunkten 
gegenüber 2008 (16,3 %).19 

 Sehr niedrige Erwerbsintensität 

2014 lebten 11,1 % der Bevölkerung der EU-28-Staaten in einem Haushalt mit sehr 
niedriger Erwerbsintensität, d. h. in Haushalten, deren erwachsene Haushaltsmitglieder 
im vorangegangenen Jahr weniger als 20 % ihrer potenziell verfügbaren Arbeitszeit 
erwerbstätig waren. Dieser Prozentsatz ist in der Europäischen Union seit 2008 
kontinuierlich gestiegen (um 1,9 Prozentpunkte von ursprünglich 9,2 % [EU-27]). 
Zwischen den Mitgliedstaaten gibt es große Abweichungen. Im Jahr 2014 lebten in 
Luxemburg (6,1 %), Schweden und Rumänien (je 6,4 %), der Slowakei (7,1 %), Polen 
(7,3 %) und der Tschechischen Republik (7,6 %) ca. 7 % der Bevölkerung in einem 
Haushalt mit sehr niedriger Erwerbstätigkeit. Am anderen Ende der Skala lag der 
Indikator für niedrige Erwerbsintensität in Irland, Griechenland (17,2 %), Spanien 
(17,1 %) und Belgien (14,6 %) bei über 14 %. Im Vergleich zu 2008 ist der Anteil der in 
Haushalten mit sehr niedriger Erwerbsintensität lebenden 0- bis 59-Jährigen in allen 
Mitgliedstaaten gestiegen, mit Ausnahme von Deutschland (- 1,7 %), Polen (- 0,7 %) 
und Rumänien (- 1,9 %, siehe Abbildung 4). 

Abbildung 4 – Anteil der in Haushalten mit sehr niedriger Erwerbsintensität lebenden 0- bis 
59-jährigen Personen, 2008 und 2014 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Für Kroatien liegen keine Daten aus dem Jahr 2008 vor. 

                                                      
18 Die „zeitlich verankerte Armutsgefährdungsquote“ wird für ein gegebenes Jahr (T) als prozentualer 

Anteil der von Armut bedrohten Personen an der Gesamtbevölkerung definiert, in einem fixen 
Zeitpunkt verankert (für das Basisjahr nach dem Standardverfahren berechnete 
Armutsgefährdungsschwelle) und inflationsbereinigt. 

19 People at risk of poverty or social exclusion, Abbildung 2, Eurostat, Dezember 2015. 
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 Erhebliche materielle Deprivation 

Nachdem die Quote der erheblichen materiellen Deprivation von 10,8 % der 
Bevölkerung im Jahr 2005 auf 8,5 % im Jahr 2008 (EU-27) gefallen war, ist sie seitdem 
bis 2014 wieder auf 9,0 % (EU-28) gestiegen. Der Anteil der von erheblicher materieller 
Deprivation betroffenen Menschen ist in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr 
unterschiedlich hoch. 2014 lag dieser Bevölkerungsanteil in Schweden bei 0,7 %, in 
Luxemburg bei 1,4 % und in Finnland bei 2,8 %. Über 30 % erreichte die 
Deprivationsquote hingegen in Bulgarien und über 20 % in Rumänien (26,3 %), Ungarn 
(23,9 %) und Griechenland (21,5 %). 2012 stieg die Quote der materiellen Deprivation 
in Bulgarien auf 44,1 % (2008: 41,2 %), konnte aber innerhalb von zwei Jahren wieder 
auf 33,1 % gesenkt werden. 

Abbildung 5 – Quoten der erheblichen materiellen Deprivation, 2008 (EU-27) und 2014 
(EU-28) 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Für Kroatien liegen keine Daten aus dem Jahr 2008 vor. 

Von den einzelnen Messwerten der materiellen Deprivation hat sich die Unfähigkeit, 
für unerwartet anfallende Ausgaben aufzukommen,20 zwischen 2008 (EU-27) und 2014 
(EU-28) am stärksten verändert (Anstieg um 4,4 Prozentpunkte, von 34,3 % im Jahr 
2008 auf 38,5 % im Jahr 2014). In Griechenland stieg die Zahl der Personen, die 
angaben, unerwartete Ausgaben nicht mehr tragen zu können, zwischen 2008 und 
2014 von 26,6 % auf 51,8 % (+ 25,2 Prozentpunkte); in Zypern stieg der Wert von 
40,1 % auf 59,8 % (+ 19,7 Prozentpunkte) und in Estland von 19,7 % auf 39,1 % 
(+ 19,4 Prozentpunkte). Gleichzeitig sank diese Zahl in Malta um mehr als 
8 Prozentpunkte (von 32,8 % auf 24,7 %) und in Bulgarien um gut 7 Prozentpunkte (von 
57,4 % auf 49,6 %). 

 

 

 

                                                      
20 Mit diesem Wert wird gemessen, inwiefern ein Haushalt in der Lage ist, aus eigenen Ressourcen eine 

unerwartet anfallende Ausgabe in Höhe eines Bruchteils (1/12) der Armutsschwelle zu bestreiten. 
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Abbildung 6 – Finanzielle Unfähigkeit, unerwartet anfallende Ausgaben zu bestreiten 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Für Kroatien liegen keine Daten aus dem Jahr 2008 vor. 

3.  Armutsprofile 

3.1. Erwerbstätigenarmut 

Die Erwerbstätigenarmut, d. h. unzureichende Einkünfte für Erwerbstätige, ist seit 2008 
gestiegen. Der Ausschuss für Sozialschutz21 hat jüngst darauf hingewiesen, dass die 
Erwerbstätigenarmut ein besorgniserregender sozialer Trend sei, der weiter 
beobachtet werden müsse.22 

Von der Erwerbstätigenarmut sind inzwischen 9,5 % (EU-28) der EU-Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter betroffen.23 Die Quote der von Armut bedrohten Erwerbstätigen 
steigt seit 2008 kontinuierlich an (8,6 % in der EU-27-SILC). 

Am stärksten sind mit einer Quote von über 10 % Rumänien, Griechenland, Spanien, 
Italien, Polen, Portugal, Estland und Luxemburg betroffen (siehe Abbildung 7). Die 
Erwerbstätigenarmut ist zwar keine neue Erscheinung, wurde durch die Krise aber 
weiter verschärft. Der Wirtschaftsabschwung hat zu einer Flexibilisierung des 
Arbeitsmarkts und zu einer zunehmenden Verbreitung prekärer Arbeitsverhältnisse 
(Zeitarbeitsverträge oder Teilzeitarbeit) geführt, die oft mit Niedriglöhnen einhergehen. 
Eine Beschäftigung kann zur Verringerung der Armutsgefährdung beitragen, bietet 
jedoch keinen garantierten Schutz gegen Armut. 

                                                      
21 Der Ausschuss für Sozialschutz berät den Rat „Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und 

Verbraucherschutz“ in politischen Fragen und wurde durch den Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (Artikel 160) geschaffen. Er überwacht die sozialen Bedingungen in der EU und 
die Entwicklung der Politik der sozialen Sicherung in den Mitgliedstaaten. Ferner fördert er die 
sozialpolitische Diskussion und die Koordinierung der sozialpolitischen Ansätze zwischen den 
nationalen Regierungen und der Kommission. 

22 Social Europe – Many ways, one objective, Annual Report of the Social Protection Committee on the 
social situation in the European Union. 2013. 

23 Der Anteil der erwerbstätigen Personen, deren verfügbares Äquivalenzeinkommen unterhalb der 
Armutsgefährdungsschwelle liegt, die bei 60 % des nationalen medianen verfügbaren 
Äquivalenzeinkommens (nach Sozialtransfers) festgesetzt ist. EU-SILC (Gemeinschaftsstatistik der EU 
über Einkommen und Lebensbedingungen). 
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Abbildung 7 – Quote der von Armut bedrohten erwerbstätigen Personen (ab 18 Jahren), 2008 
(EU-27) und 2014 (EU-28) 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Für Kroatien liegen keine Daten aus dem Jahr 2008 vor.  

Ob Personen als „erwerbstätige Arme“ bezeichnet werden, hängt von ihrem 
Erwerbsstatus und dem Haushaltseinkommen ab. Analysten24 gehen oft davon aus, 
dass die Hauptursachen in einer Kombination aus niedrigem Einkommen, hohem 
Bedarf und einer schwachen Bindung an den Arbeitsmarkt liegen. Im Allgemeinen ist 
das Risiko bei Einzelhaushalten (Alleinverdienern, insbesondere Frauen mit 
unterhaltsberechtigten Kindern), jungen Arbeitnehmern und vorübergehend 
Beschäftigten sowie bei Personen mit niedrigem Bildungsniveau erhöht. 
Paradoxerweise sind Männer stärker gefährdet als Frauen, obwohl Frauen häufiger in 
Teilzeit mit geringerem Einkommen beschäftigt sind. Allerdings haben Frauen 
wiederum öfter die Rolle des Zweitverdieners, sodass das Haushaltseinkommen nicht 
allein von ihnen abhängt.25 

In ihrem Bericht zur weltweiten Einkommensentwicklung mit dem Titel „Global Wage 
Report 2012/13: Wages and Equitable Growth“26 untersucht die Internationale 
Arbeitsorganisation die Einkommensunterschiede und betont den Einfluss, den die 
Wirtschaftskrise auf ihre Entwicklung hat. Im Jahr 2010 war einer von sechs 
Beschäftigten in den EU-27-Staaten ein Geringverdiener (d. h. das Einkommen betrug 
höchstens zwei Drittel des nationalen medianen Bruttostundenverdienstes).27 Am 
stärksten waren Frauen (21,2 %), Arbeitnehmer mit niedrigem Bildungsniveau (29 %) 
und Beschäftigte mit Zeitarbeitsverträgen (31 %) betroffen. 

                                                      
24 Quellen finden sich u. a. in: Verena Kern: In-work poverty in the EU. EPRS, Europäisches Parlament, 

2014. 
25 In work poverty in the EU. Eurostat, 2010. 
26 Global Wage Report 2012/13: Wages and Equitable Growth. IAO, 2012. 
27 Niedriglohnempfänger. Eurostat-Pressemitteilung, Dezember 2012. 
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3.2. Obdachlosigkeit 

Während der Krise haben prekäre Wohnverhältnisse und Obdachlosigkeit28 in 
mehreren Mitgliedstaaten deutlich zugenommen.29 Zwar liegen keine vergleichbaren 
Daten für die gesamte EU vor, aber es gibt eindeutige Anzeichen dafür, dass die 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Bedingungen in vielen Ländern zu einer höheren 
Wohnkostenbelastung für die Haushalte geführt hat. 

Im Jahr 2014 waren durchschnittlich 11,4 % der Bevölkerung in den EU-28-Staaten 
durch Wohnkosten überlastet.30 Bei den von Armut bedrohten Personen (unter 60 % 
des Medianeinkommens) lag die Quote jedoch bei 39,9 % (EU-28), während sie bei der 
„nicht armen“ Bevölkerung (über 60 % des Medianeinkommens) 5,5 % betrug 
(EU-28).31 

Einer Eurobarometer-Umfrage aus dem Jahr 201032 zufolge befürchten mehr als drei 
Millionen Europäer, dass sie obdachlos werden. Zudem hat der Ausschuss für 
Sozialschutz darauf hingewiesen, dass in einem Großteil der Europäischen Union ein 
allgemeiner Trend zunehmender Obdachlosigkeit zu beobachten ist.33 Aktuellere Daten 
aus mehreren Mitgliedstaaten ließen in vielen Umfeldern auf einen anhaltenden Trend 
zunehmender Obdachlosigkeit schließen.34 

Traditionell waren von Obdachlosigkeit überwiegend Männer mittleren Alters mit 
dauerhaften sozialen Problemen im Zusammenhang mit geistigen Erkrankungen 
und/oder Alkohol- bzw. Drogensucht betroffen. Seit Beginn der Krise hat sich die 
Zusammensetzung der wohnungslosen Bevölkerung verändert.35 Das Risiko der 
Obdachlosigkeit ist insbesondere unter Migranten aus Drittstaaten, jungen Menschen, 
neuen Arbeitslosen und Menschen mit allgemein niedrigem Einkommen gestiegen. 

                                                      
28 Es gibt keine einheitliche, in allen EU-Mitgliedstaaten anerkannte Definition der Obdachlosigkeit. 

Interessengruppen und die Kommission haben sich jedoch 2010 auf der Europäischen 
Konsenskonferenz zu Obdachlosigkeit auf eine Europäische Typologie für Obdachlosigkeit, 
Wohnungslosigkeit und prekäre Wohnversorgung (ETHOS) geeinigt (Typologie für Obdachlosigkeit, 
Wohnungslosigkeit und prekäre Wohnversorgung, entwickelt vom Europäischen Dachverband der 
Wohnungslosenhilfe, FEANTSA). Diese Definition beruht auf der physischen, sozialen und rechtlichen 
Interpretation des „Wohnens“. Demnach werden die folgenden vier Wohnsituationen als 
Obdachlosigkeit oder extreme prekäre Wohnverhältnisse klassifiziert: 1. Obdachlosigkeit (Menschen, 
die im öffentlichen Raum oder in Notunterkünften leben), 2. Wohnungslosigkeit (Menschen, die in 
Obdachlosenwohnheimen, Frauenhäusern, Wohnheimen für Migranten sowie in Unterbringungen für 
Entlassene aus Einrichtungen wohnen, und Menschen, die aufgrund ihrer Obdachlosigkeit langfristig 
unterstützt werden), 3. ungesichertes Wohnen (Menschen, die in unsicheren Mietverhältnissen 
wohnen oder denen eine Räumung, Enteignung oder Gewalt droht) sowie 4. ungenügendes Wohnen 
(Menschen, die in ungeeigneten Räumen, in nicht konventionellen Unterkünften, wie Wohnwagen, 
ohne angemessenen Zugang zur öffentlichen Versorgung z. B. mit Wasser, Strom oder Gas, sowie in 
stark überfüllten Räumen wohnen). 

29 On the way home? Forschungsnotiz 8/2011, Europäische Kommission, 2011, FEANTSA, 2012. 
30 Glossar: Quote der Überbelastung durch Wohnkosten. Eurostat, 2014. 
31 Quote der Überbelastung junger Menschen durch Wohnkosten nach Geschlecht, Alter und 

Armutsgefährdung. Eurostat, 2015.  
32 Bericht zum Eurobarometer Spezial 355 über Armut und soziale Ausgrenzung. Europäische 

Kommission, Dezember 2010. 
33 Social Europe: Current challenges and the way forward, Annual Report of the Social Protection 

Committee (2012). Europäische Kommission, 2013. 
34 Social Europe: Many ways, one objective, Annual Report of the Social Protection Committee on the 

social situation in the European Union (2013). Europäische Kommission, 2014. 
35 On the way home? FEANTSA, 2012. 

http://www.feantsa.org/spip.php?article120&lang=en
http://www.feantsa.org/spip.php?article120&lang=en
http://www.feantsa.org/spip.php?article854
http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Glossary:Housing_cost_overburden_rate/de
http://ec.europa.eu/eurostat/web/products-datasets/-/yth_incl_160
http://ec.europa.eu/eurostat/web/products-datasets/-/yth_incl_160
http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_355_de.pdf
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=738&langId=fr&pubId=7405
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=738&langId=fr&pubId=7405
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=758&langId=en&furtherPubs=yes
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=758&langId=en&furtherPubs=yes
http://www.feantsa.org/spip.php?article854
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Frauen, Alleinerziehende, große Familien, ältere Menschen, Menschen mit niedrigem 
Bildungsniveau, Roma und andere Minderheiten sind ebenfalls besonders stark 
gefährdet. 

3.3. Kinderarmut 

Im Jahr 2014 waren in der Europäischen Union ca. 27,4 Millionen Kinder unter 
16 Jahren von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht. 

In den vergangenen 20 Jahren ist die Kinderarmutsquote in den meisten 
Industrieländern leicht gestiegen. Der Anteil der von Armut bedrohten Kinder (27,4 %) 
war größer als bei jeder anderen Altersgruppe und auch bezogen auf die 
EU-Bevölkerung in den EU-28-Staaten insgesamt (24,4 %).36 Zwischen 2008 und 2014 ist 
die Zahl der von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten Kinder in vier 
EU-Mitgliedstaaten zurückgegangen (insbesondere in Polen, mit einem Rückgang um 
5,0 %). Dagegen hat sich die Situation der Kinder in 24 anderen Mitgliedstaaten 
verschlechtert, und zwar am stärksten in Griechenland, Ungarn, Malta und Spanien. In 
allen Ländern stieg die Kinderarmutsquote um mehr als 5 %. 

Abbildung 8 – Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Kinder (0 bis 16 Jahre) 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Für Kroatien liegen keine Daten aus dem Jahr 2008 vor. 

Eurostat zufolge liegen die Hauptrisikofaktoren für Kinderarmut in der 
Haushaltszusammensetzung, dem Beschäftigungsstatus sowie dem Bildungsniveau der 
Eltern und einer unzureichenden Einkommensunterstützung durch das 
Sozialhilfesystem. Einige Gruppen von Kindern, beispielsweise Kinder von Eltern mit 
Migrationshintergrund, sind besonders gefährdet.37 In Bezug auf die monetäre Armut 
waren 2014 über 47 % der Haushalte mit „niedriger Erwerbsintensität“ mit 
unterhaltsberechtigten Kindern und über 65 % der Haushalte mit „sehr niedriger 
Erwerbsintensität“ mit unterhaltsberechtigten Kindern (EU-28) von Armut bedroht.38 
Außerdem waren 63,8 % der Kinder von Eltern mit niedrigem Bildungsniveau von 

                                                      
36 Children at-risk-of-poverty or social exclusion. Eurostat, 2013. 
37 Lebensqualität in Europa: Familien in der Wirtschaftskrise. Eurofound, 2014. 
38 Einkommen und Lebensbedingungen ˃ Einkommensverteilung und monetäre Armut ˃ Monetäre 

Armut ˃ Quote der von Armut bedrohten Personen nach Armutsgefährdungsgrenze und 
Arbeitsintensität (Personen im Alter von 0 bis 59 Jahren). Eurostat, 2015. 
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http://epp.eurostat.ec.europa.eu/statistics_explained/index.php/Children_at_risk_of_poverty_or_social_exclusion
http://www.eurofound.europa.eu/pubdocs/2013/891/de/1/EF13891DE.pdf
http://ec.europa.eu/eurostat/web/income-and-living-conditions/data/database
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Armut bedroht. Bei Kindern von Eltern mit hohem Bildungsniveau lag diese Quote 
dagegen bei 11,0 % (EU-28).39 

4. Armutsgefährdung: die Determinanten von Armut 

Armut ist eine mehrdimensionale Erscheinung, die sowohl durch kollektive Faktoren – 
wie wirtschafts-, sozial- und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und Trends – als auch 
durch individuelle Faktoren verursacht wird, wie das Bildungsniveau, die Gesundheit 
oder die gesellschaftliche Integration. 

4.1. Strukturelle wirtschaftliche und soziale Veränderungen 

Die Armutsgefährdung wurde schon immer dadurch bestimmt, wie eine Gesellschaft 
organisiert und die Wirtschaft reguliert ist und wie diese Faktoren zusammenwirken. 
Seit dem ersten Ölpreisschock im Jahr 1973 lassen sich die allgemeinen 
Entwicklungstendenzen der Armut in der Europäischen Union anhand von drei 
wesentlichen strukturellen Entwicklungen nachvollziehen: 

 Konjunkturabschwünge haben die Armutsgefährdung aufgrund von 
Arbeitslosigkeit, einer Zunahme von Teilzeitarbeit und befristeten 
Beschäftigungsverhältnissen sowie des Abwärtsdrucks auf die Löhne erhöht. 

 In den meisten EU-Ländern hat die Einkommensungleichheit zugenommen. Die 
Einkommen der 10 % der Bevölkerung mit den höchsten Einkommen sind 
besonders stark gestiegen.40 Aus Daten der OECD41 geht hervor, dass die 
Ungleichheit in der Einkommensverteilung erheblich zugenommen hat. Die 
Einkommen der ärmsten 10 % der Bevölkerung sind weiter gesunken oder sind 
weniger stark gestiegen als die der reichsten 10 %, sodass diese Entwicklung 
diejenigen getroffen hat, die schon vorher von Armut und sozialer Ausgrenzung 
bedroht waren. 

 Reformen der nationalen Sozialsysteme haben im Allgemeinen strengere 
Anspruchskriterien, geringere Versorgungsleistungen und das Ende der 
universellen Prinzipien des Wohlfahrtsstaates mit sich gebracht. Dadurch stieg 
das Risiko, dass benachteiligte Gruppen (zum Beispiel Geringqualifizierte, 
Menschen mit Behinderungen, Angehörige ethnischer Minderheiten usw.) 
„neuen“ Formen von Armut ausgesetzt werden. 

4.2. Zyklische Einflussfaktoren 

Strukturelle und zyklische Einflussfaktoren lassen sich nicht eindeutig voneinander 
trennen. In den späten neunziger Jahren waren Armut und soziale Ausgrenzung in den 
meisten EU-Ländern trotz Wirtschaftswachstum und steigender Beschäftigung nach wie 
vor ein großes Problem. In vielen Fällen ist die Einkommensungleichheit gewachsen. Die 
Wirtschaftskrise hat den wirtschaftlichen und sozialen Druck eindeutig weiter vergrößert. 
Seit 2008 haben die Arbeitslosen- und die Langzeitarbeitslosenquote in Europa einen 
historischen Höchststand erreicht. Die Qualität und Verfügbarkeit von Arbeitsplätzen ist 

                                                      
39 Einkommen und Lebensbedingungen ˃ Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung 

˃ Hauptindikator ˃ Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Kinder nach dem höchsten 
Bildungsabschluss der Eltern. Eurostat, 2015. 

40 Thomas Piketty: Capital in the Twenty-First Century. 2014. 
41 Rising inequality: youth and poor fall further behind. OECD, 2014. 

http://ec.europa.eu/eurostat/web/income-and-living-conditions/data/database
http://www.hup.harvard.edu/catalog.php?isbn=9780674430006
http://www.oecd.org/els/soc/OECD2014-Income-Inequality-Update.pdf
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zurückgegangen. Der Anstieg der Arbeitslosigkeit im Laufe der Krise ist eine wesentliche 
Ursache für die zunehmende Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten 
Personen in der gesamten Europäischen Union (siehe Tabelle 1). 

Tabelle 1 – Armutsgefährdungsquote nach Aktivitätsstatus, Personen zwischen 18 und 64 Jahren 

 Bevölkerung Arbeitnehmer42 Arbeitslos43 Inaktiv44 

 2008 2014 2008 2014 2008 2014 2008 2014 

EU-28 — 25,2 % — 13,1 % — 66,8 % — 46,1 % 

Kroatien — 29,2 % — 11,8 % — 58,0 % — 41,4 % 

Schweden 14,6 % 16,9 % 7,5 % 8,1 % 56,3 % 53,7 % 38,4 % 51,8 % 

Tschech. Rep. 15,0 % 14,5 % 7,1 % 6,7 % 62,9 % 59,0 % 18,5 % 26,7 % 

Niederlande 15,1 % 18,9 % 5,4 % 6,2 % 72,5 % 70,4 % 34,3 % 43,2 % 

Luxemburg 15,7 % 19,4 % 9,8 % 11,7 % 53,5 % 59,2 % 26,7 % 36,1 % 

Finnland 16,4 % 18,0 % 6,3 % 4,7 % 61,3 % 64,0 % 37,0 % 44,3 % 

Dänemark 16,8 % 21,0 % 5,7 % 5,6 % 62,6 % 62,5 % 53,7 % 57,3 % 

Estland 17,5 % 25,1 % 9,1 % 14,6 % 67,9 % 64,8 % 37,2 % 41,9 % 

Zypern 17,5 % 21,8 % 7,2 % 10,4 % 53,1 % 69,7 % 30,2 % 39,1 % 

Slowenien 17,9 % 21,3 % 9,3 % 10,1 % 48,8 % 58,5 % 31,1 % 28,5 % 

Frankreich 18,6 % 19,9 % 9,6 % 10,0 % 58,7 % 53,4 % 39,5 % 46,5 % 

Zypern 18,9 % 28,2 % 12,4 % 18,1 % 34,7 % 56,5 % 32,8 % 39,3 % 

Slowakei 19,3 % 18,1 % 12,5 % 9,7 % 56,4 % 58,0 % 25,5 % 26,7 % 

Österreich 19,6 % 18,8 % 11,3 % 9,1 % 70,4 % 67,9 % 33,7 % 36,9 % 

Belgien 20,0 % 21,6 % 6,7 % 6,6 % 58,1 % 64,0 % 42,6 % 48,4 % 
Vereinigtes 
Königreich 

20,1 % 23,2 % 9,8 % 11,4 % 75,8 % 75,9 % 53,4 % 56,0 % 

Deutschland 21,5 % 21,8 % 9,1 % 11,2 % 79,1 % 84,7 % 38,8 % 41,7 % 

Spanien 22,1 % 31,9 % 13,0 % 15,1 % 51,3 % 65,4 % 39,5 % 43,8 % 

Irland 22,5 % 27,6 % 8,6 % 9,4 % 61,5 % 68,2 % 45,8 % 49,5 % 

EU-27 23,0 % 25,2 % 12,5 % 13,1 % 64,7 % 67,0 % 42,4 % 46,1 % 

Portugal 24,2 % 28,3 % 16,6 % 15,1% 51,8 % 59,4 % 40,5 % 48,0 % 

Italien 24,5 % 29,5 % 12,4 % 16,0 % 59,1 % 69,4 % 43,2 % 44,7 % 

Litauen 24,7 % 25,5 % 14,1 % 13,5 % 62,3 % 73,2 % 49,3 % 40,1 % 

Lettland 27,6 % 29,0 % 19,0 % 18,1 % 60,8 % 68,7 % 42,1 % 44,8 % 

Griechenland 27,7 % 39,7 % 18,6 % 21,1 % 57,8 % 70,0 % 42,7 % 56,1 % 

Ungarn 29,0 % 31,4 % 16,8 % 19,9 % 70,3 % 75,7 % 40,4 % 44,8 % 

Polen 30,7 % 24,7 % 20,6 % 15,2 % 59,3 % 57,9 % 47,3 % 42,4 % 

Bulgarien 38,9 % 35,7 % 27,7 % 23,2 % 76,4 % 72,7 % 44,5 % 48,0 % 

Rumänien 40,8 % 38,6 % 34,1 % 31,1 % 71,7 % 75,1 % 51,4 % 56,8 % 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Für Kroatien liegen keine Daten aus dem Jahr 2008 vor. 

                                                      
42 Im Sinne der Arbeitskräfteerhebung (Labour Force Survey, LFS) sind „Erwerbstätige“ 15- bis 74-jährige 

Personen, die in der Berichtswoche gegen Entgelt, zur Erzielung eines Gewinns oder zur Mehrung des 
Familieneinkommens gearbeitet haben, auch wenn die Arbeitszeit bei nur einer Stunde pro Woche lag. 

43 Als „arbeitslos“ gelten 15- bis 74-jährige Personen, die keine Arbeit haben, innerhalb der nächsten 
zwei Wochen eine Beschäftigung aufnehmen könnten und in den letzten vier Wochen aktiv auf 
Arbeitssuche waren. 

44 Eine „inaktive“ Person ist weder beschäftigt noch arbeitslos. Die inaktive Bevölkerung arbeitet 
entweder überhaupt nicht, steht für den Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung oder ist nicht auf 
Arbeitssuche. Ein Teil dieser Gruppe ist möglicherweise im erwerbsfähigen Alter. 
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Zwischen 2008 und 2014 ist die Armutsgefährdungsquote unter den nicht arbeitenden 
(inaktiven) Personen im erwerbsfähigen Alter in allen EU-Mitgliedstaaten mit 
Ausnahme von Slowenien, Polen und Litauen gestiegen. Besonders ausgeprägt war 
dieser Anstieg in Griechenland (um 13,4 Prozentpunkte) und in Schweden (um 
13,4 Prozentpunkte). 

4.3. Einflussfaktoren für Ungleichheit 

4.3.1. Geschlecht 
Die Ungleichheit auf dem Arbeitsmarkt wird unter anderem durch das Geschlecht 
bedingt.45 Die Teilhabe am Arbeitsmarkt und die Vereinbarkeit von Berufs- und 
Familienleben stellen für Frauen nach wie vor eine Herausforderung dar. Betrachtet 
man Alter und Geschlecht in Kombination, zeigt sich, dass das Geschlecht auch 
langfristig das Niveau von Armut und sozialer Ausgrenzung beeinflusst, da Frauen 
weniger verdienen als Männer und im Laufe der Zeit geringere Rentenansprüche 
erwerben. Dies kann eine höhere Armutsgefährdung für Frauen in höheren 
Altersgruppen (ab 65 Jahren) zur Konsequenz haben. In bestimmten Gruppen sind 
diese Auswirkungen noch ausgeprägter, etwa bei Migrantinnen, die eher im 
Niedriglohnsektor beschäftigt sind.46 

Unabhängig davon hat sich die Wirtschaftskrise auf die Situation von Männern und 
Frauen in Europa unterschiedlich ausgewirkt: 

 Das Geschlechtergefälle hat sich in den Bereichen Beschäftigung, 
Arbeitslosigkeit, Gehälter und Armut während der Krise verringert. Allerdings 
bedeutet diese Entwicklung nicht, dass sich die wirtschaftliche Situation der 
Frauen verbessert hat. Stattdessen ist diese Entwicklung auf eine geringere 
Beschäftigungsquote, eine höhere Arbeitslosenquote und ein für Männer wie 
für Frauen gesunkenes Einkommensniveau zurückzuführen. 

 Ferner hat sich das Geschlechtergefälle in den Bereichen Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit auch deshalb verringert, weil die Beschäftigung von Männern 
stärker zurückgegangen ist als die von Frauen, und die Arbeitslosenquote bei 
Männern folglich schneller gestiegen ist. 

 In den ersten Krisenjahren boten die spezifischen Eigenschaften des 
Frauenarbeitsmarkts einen gewissen Schutz für die Beschäftigung von Frauen. 
Frauen sind im Dienstleistungsbereich überrepräsentiert (dazu gehört auch der 
öffentliche Sektor, der häufig einen besseren Schutz vor Arbeitslosigkeit bietet 
als der private Sektor) und in besonders stark von der Krise betroffenen 
Bereichen, wie im verarbeitenden Gewerbe, im Bau- und im Finanzwesen, 
unterrepräsentiert.47 

                                                      
45 Die Bekämpfung des geschlechtsspezifischen Lohngefälles in der Europäischen Union. Europäische 

Kommission, 2014. 
46 The gender pay gap – Origins and policy responses: A comparative review of 30 European countries. 

Europäische Kommission, 2006. 
47 Willemijn de Jong: European women and the crisis. Briefing der Bibliothek des Europäischen 

Parlaments, Europäisches Parlament, 2013. 

http://ec.europa.eu/justice/gender-equality/files/gender_pay_gap/140319_gpg_de.pdf
http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=2007&langId=en
http://www.europarl.europa.eu/RegData/bibliotheque/briefing/2013/130441/LDM_BRI(2013)130441_REV1_EN.pdf


Armut in der Europäischen Union Seite 18 von 31 
  

 
 Während der Krise war die Situation von Frauen und Männern auf dem 

Arbeitsmarkt vergleichbar. Der traditionelle Ansatz, nach dem Frauen als 
„Beschäftigungspuffer“ fungieren – d. h. dass sie bei steigender Nachfrage 
eingesetzt und bei einem Nachfragerückgang wieder freigestellt werden –, kam 
während der Krise nicht zum Tragen. Als „Puffer“ dienen gegenwärtig junge 
Männer und Migranten. 

Allerdings hatte die Krise negative Folgen für schwangere Frauen: Ihre Rechte auf 
Mutterschutz und Mutterschaftsbeihilfen wurden eingeschränkt, und in mindestens 
vier Ländern wurden schwangere Frauen diskriminiert.48 

4.3.2. Bildung 
Bildung ist ein wesentlicher Einflussfaktor für Ungleichheit, da der Bildungserfolg nach 
wie vor in erster Linie von der sozialen Herkunft abhängt.49 Im Jahr 2014 waren 
ca. 10 % der Menschen mit höherem Bildungsniveau und nicht weniger als 35 % der 
Menschen mit niedrigerem Bildungsniveau von Armut oder sozialer Ausgrenzung 
bedroht (siehe Abbildung 9). Im Jahr 2008 war die Kluft ähnlich groß (EU-27). 
Demzufolge können Maßnahmen, die auf Gruppen mit geringerer Bildung ausgerichtet 
sind, auch erfolgreich dazu beitragen, das Risiko von Armut und sozialer Ausgrenzung 
einzudämmen. Ein weiterer Ansatz, der auch im Rahmen der Strategie Europa 2020 
verfolgt wird, sind Maßnahmen zur Verhinderung des vorzeitigen Schulabgangs.50 Dies 
kann unter anderem durch die Förderung der Teilnahme an schulischen Aktivitäten in 
der Primarstufe erreicht werden, da sich gezeigt hat, dass sich hierdurch die Chancen 
auf einen erfolgreichen Sekundarschulabschluss erheblich verbessern. Weitere 
Möglichkeiten sind: 

 die Vermeidung einer Konzentration von Kindern aus Familien mit niedrigem 
sozioökonomischem Status,  

 die Förderung der Betreuung von Schülern durch Lehrer und/oder 
ehrenamtliche Kräfte aus der Wirtschaft oder der Zivilgesellschaft,  

 die Einführung von Unterhaltsbeihilfen für Schüler aus Familien mit niedrigem 
sozioökonomischem Status und 

 Lehrplanänderungen mit Blick auf mehr fachliche Relevanz. 

                                                      
48 The impact of the economic crisis on the situation on gender equality policies. Europäische 

Kommission, 2013. 
49 An ever closer union among the peoples of Europe? Rising inequalities in the EU and their social, 

economic and political impacts, Outcomes of EU-funded research. Forschung und Innovation, 
Europäische Kommission, 2014, S. 20-21. 

50 Roger Dale: Early School Leaving: Lessons from research for policy makers. Europäische Kommission, 
2010. 

http://ec.europa.eu/justice/gender-equality/files/documents/130410_crisis_report_en.pdf
http://ec.europa.eu/research/social-sciences/pdf/policy_reviews/kina26814enc.pdf
http://ec.europa.eu/research/social-sciences/pdf/policy_reviews/kina26814enc.pdf
http://www.spd.dcu.ie/site/edc/documents/nesse2010early-school-leaving-report.pdf
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Abbildung 9 – Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Personen über 18 Jahren nach 
Bildungsniveau (Grundlage: ISCED-Definition der VN) zwischen 2008 (EU-27) und 2014 

 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Die Daten beziehen sich auf die EU-28-Staaten (auf Grundlage 
der ISCED-Definition der VN51) und die Jahre 2010 bis 2014. Für Kroatien liegen keine Daten aus dem Jahr 2008 vor. 

4.3.3. Neue Familienmodelle 
Die traditionellen Haushalts- und Familienstrukturen verändern sich durch 
zunehmende Trends wie Scheidung, späte Elternschaft und eheähnliche 
Lebensgemeinschaften. Diese Entwicklungen haben erhebliche Auswirkungen auf die 
Armutsgefährdungsquote. 

Zwar sind die verschiedenen Haushaltstypen in den einzelnen Ländern unterschiedlich 
stark verbreitet, aber in den meisten Ländern sind jeweils die gleichen Haushaltstypen 
am stärksten durch Armut und Not gefährdet, nämlich Alleinerziehende, alleinstehende 
ältere Menschen und Einpersonenhaushalte.52 In ganz Europa sind Alleinerziehende 
und große Familien mit drei oder mehr Kindern mit den größten Schwierigkeiten 
konfrontiert. Ihre Situation hat sich während der Krise weiter verschlechtert.53 

Ein Anstieg der Einpersonenhaushalte könnte sich auf das Armutsniveau in der 
Europäischen Union insgesamt auswirken, weil die Möglichkeit, Einkommenseinbußen 
durch ein zweites Elternteil aufzufangen, in Alleinerziehendenhaushalten nicht gegeben 
ist.54 Einpersonenhaushalte bestehen oft aus jungen arbeitslosen Individuen oder nicht 
erwerbstätigen älteren Menschen. Beide Gruppen sind einer erhöhten 
Armutsgefährdung ausgesetzt.55 Frauen sind überproportional von diesen 
Auswirkungen betroffen, weil sie sowohl bei den Alleinerziehendenhaushalten (in 
mehreren europäischen Ländern werden über 80 % der Alleinerziehendenhaushalte 

                                                      
51 ISCED 1997: Internationale Standardklassifikation für das Bildungswesen. 
52 Household composition, poverty and hardship across Europe. Eurostat, 2013. 
53 Lebensqualität in Europa: Familien in der Wirtschaftskrise. 3. Studie über die Lebensqualität, 

Eurofound, März 2014. 
54 Growing Income Inequality in OECD Countries: What Drives it and How Can Policy Tackle it? OECD, 

2011. 
55 Orsolya Lelkes und Eszter Zólyomi: Poverty Across Europe: The Latest Evidence Using the EU-SILC 

Dataset. 2008. 
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http://ec.europa.eu/eurostat/documents/3888793/5856569/KS-TC-13-008-EN.PDF
http://www.eurofound.europa.eu/de/publications/report/2014/quality-of-life-social-policies/quality-of-life-in-europe-families-in-the-economic-crisis
http://www.oecd.org/social/socialpoliciesanddata/47723414.pdf
http://www.euro.centre.org/data/1226583242_93408.pdf
http://www.euro.centre.org/data/1226583242_93408.pdf
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von Frauen geführt) als auch bei den Einpersonenhaushalten (ältere Frauen leben eher 
allein als ältere Männer) überdurchschnittlich stark vertreten sind.56 

4.3.4. Vererbte Armut 
Eurostat57 hat die intergenerationelle Übertragung von Benachteiligungen untersucht. 
Sie ist durch folgende Faktoren gekennzeichnet: 1. ein anhaltend niedriges 
Bildungsniveau, 2. eine geringe Fähigkeit, die Ausgaben zu decken, oder 3. eine 
wirtschaftliche Situation, bei der die Erwerbslosigkeit über zwei Generationen hinweg 
fortbesteht und von Eltern an ihre Kinder übertragen wird. Durch die aktuelle 
Wirtschaftskrise wird die kumulative Wirkung der intergenerationellen Übertragung 
dieser drei Merkmale voraussichtlich noch verstärkt: 

 2012 betrug die Armutsgefährdungsquote in den EU-28-Staaten 24,8 %, 
während der Wert bei Personen mit niedriger Bildung (zwischen 18 und 64 
Jahren) bei 27,6 % lag. Das Bildungsniveau der Eltern hat starken Einfluss auf 
das Bildungsniveau ihrer Kinder. Eine Ursache hierfür ist die Fähigkeit bzw. 
Unfähigkeit der Eltern, die Ausbildung ihrer Kinder zu finanzieren. Das 
Bildungsniveau wiederum ist einer der wichtigsten Einzelfaktoren, die das 
Armutsrisiko bei Erwachsenen bestimmen, und von denen abhängt, inwiefern 
sie in der Lage sind, einen angemessenen Lebensstandard für sich und ihre 
Familien sicherzustellen. 

 Eine geringe Fähigkeit, mit dem Einkommen zurechtzukommen, wird wesentlich 
häufiger von Eltern auf die Kinder übertragen als eine hohe Fähigkeit, mit dem 
Einkommen zurechtzukommen. Die entsprechenden Quoten liegen bei 68,9 % 
bzw. 55,9 %. Diese Tendenz wird sich mit der Wirtschaftskrise wahrscheinlich 
unwillkürlich verstärken. 

 Schließlich sind in den EU-28-Staaten 28,6 % der Erwachsenen, in deren 
Kindheit mindestens ein Elternteil nicht gearbeitet hat, ebenfalls nicht 
erwerbstätig. 

5. Politische Maßnahmen der Europäischen Union zur 
Armutsbekämpfung 

5.1. Allgemeiner Rahmen 

5.1.1. Hintergrund 
Die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung ist ein spezifisches 
sozialpolitisches Ziel der Europäischen Union. 

Zwischen 1975 und 1994 führte die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft eine Reihe 
von Pilotprojekten und Programmen zur Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung 
durch. Die gemeinschaftlichen Maßnahmen in diesem Bereich wurden jedoch aufgrund 
fehlender rechtlicher Grundlagen immer wieder angefochten. Dieses Problem wurde 
durch das Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam am 1. Dezember 1999 gelöst, in 
dem die Beseitigung der sozialen Ausgrenzung als Ziel der gemeinschaftlichen 
Sozialpolitik verankert wurde. 

                                                      
56 The gender pay gap – Origins and policy responses: A comparative review of 30 European countries. 

Europäische Kommission, 2006. 
57 Intergenerational transmission of disadvantage statistics. Eurostat, 2013. 

http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=2007&langId=en
http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Intergenerational_transmission_of_disadvantage_statistics
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Nach der Einführung der Lissabon-Strategie auf der Tagung des Europäischen Rats im 
März 2000 beschloss der Europäische Rat in Nizza, dass die Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung auf der Grundlage einer offenen 
Koordinierungsmethode (OMK) erfolgen sollte, bei der nationale Aktionspläne und 
Initiativen der Kommission miteinander verknüpft werden. Wie in Artikel 160 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) vorgesehen, wurde im 
Jahr 2000 ein Ausschuss für Sozialschutz geschaffen, um die Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und mit der Kommission zu fördern. Die Mitgliedstaaten kamen 
überein, ab Juni 2001 regelmäßig nationale Aktionspläne gegen Armut und soziale 
Ausgrenzung vorzulegen. Die OMK wurde parallel dazu auch auf andere Bereiche des 
Sozialschutzes angewandt, z. B. auf die Sicherstellung einer angemessenen und 
tragfähigen Altersversorgung sowie auf Maßnahmen zur Sicherstellung einer für alle 
zugänglichen, qualitativ hochwertigen und nachhaltigen Gesundheitsversorgung und 
Langzeitpflege. Im Jahr 2005 schlug die Kommission vor, die laufenden Prozesse zu 
straffen und in einem neuen Rahmen für die OMK zu Maßnahmen des Sozialschutzes 
und der sozialen Eingliederung (in der „OMK Soziales“) zu bündeln. Die übergreifende 
Zielsetzung der OMK Soziales war die Förderung: 

 des sozialen Zusammenhalts, der Gleichstellung von Mann und Frau und der 
Chancengleichheit für alle durch angemessene, zugängliche, finanziell 
tragfähige, anpassungsfähige und effiziente Sozialschutzsysteme und 
Maßnahmen für die soziale Eingliederung;  

 einer wirksamen Verzahnung zwischen den in der Lissabon-Strategie erklärten 
Zielen – Ankurbelung des Wirtschaftswachstums, Schaffung von mehr und 
besseren Arbeitsplätzen, Stärkung des sozialen Zusammenhalts – sowie mit der 
EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung;  

 der verantwortungsvollen Führung, Transparenz und Einbeziehung aller 
Beteiligten bei der Gestaltung, Durchführung und Überwachung der politischen 
Maßnahmen. 

Durch den im Dezember 2009 in Kraft getretenen Vertrag von Lissabon wurde der 
politische Entscheidungsprozess in der Europäischen Union erheblich verbessert. 
Insbesondere ist in Artikel 9 AEUV (die „horizontale Sozialklausel“) vorgesehen, dass die 
Union bei „der Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen den 
Erfordernissen im Zusammenhang mit der Förderung eines hohen 
Beschäftigungsniveaus, mit der Gewährleistung eines angemessenen sozialen Schutzes, 
mit der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung sowie mit einem hohen Niveau der 
allgemeinen und beruflichen Bildung und des Gesundheitsschutzes Rechnung [trägt]“. 
Der Artikel sieht also vor, dass bei der Formulierung politischer Strategien und 
Maßnahmen in allen Politikbereichen ausdrücklich die Folgen für die sozialpolitischen 
Ziele berücksichtigt werden. Durch den Vertrag werden außerdem die in der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union festgelegten Freiheiten und Grundsätze 
gewährleistet, und die Vertragsbestimmungen erhalten eine rechtliche Verbindlichkeit. 
Dies betrifft sowohl soziale als auch zivile, politische und wirtschaftliche Rechte. Für die 
Sozialpolitik bleiben jedoch auch weiterhin die Mitgliedstaaten zuständig. Insofern 
wirkt die Europäische Union zwar an der Entwicklung der Sozialpolitik mit, ist dabei 
aber mit erheblichen institutionellen und politischen Hindernissen konfrontiert. 
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Die Prioritäten der niederländischen Ratspräsidentschaft 2016 

und die Bekämpfung der Armut 

Die niederländische EU-Ratspräsidentschaft58 legt einen Schwerpunkt auf die Notwendigkeit, 
die Zunahme der Armut in der gesamten Europäischen Union umzukehren. Obwohl in erster 
Linie die Mitgliedstaaten für die Verringerung der Armut zuständig sind, hat die Präsidentschaft 
das Ziel, den Austausch bewährter Verfahren sowie insbesondere integrierte Ansätze und die 
Zusammenarbeit mit den an der Armutsbekämpfung beteiligten (öffentlichen und privaten) 
Interessenträgern zu fördern. Die Präsidentschaft möchte vor allem die in den 
Schlussfolgerungen des Rates festgelegten Punkte umsetzen, in denen die Mitgliedstaaten zum 
Kampf gegen Armut und soziale Ausgrenzung mithilfe eines integrierten Ansatzes aufgefordert 
werden. 

Die Präsidentschaft beabsichtigt, einige Punkte aus den Schlussfolgerungen des Rates 
fertigzustellen, die auf der informellen Sitzung des Ausschusses für Sozialschutz in 
Amsterdam am 29.-30. März 2016 besprochen werden sollen. Auf der Sitzung des Rates 
„Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz“ am 16. Juni 2016 sollen dann 
entsprechende Schlussfolgerungen des Rates angenommen werden. 

Die Präsidentschaft ist außerdem überzeugt, dass Teams aus der sozialen Gemeinschaft die 
Chance bieten, einen integrierten Ansatz mit der öffentlich-privaten Zusammenarbeit zu 
verbinden, um soziale Probleme wie die Armut zu bewältigen. Die Präsidentschaft möchte 
einen Peer-Review-Prozess durchführen, um Beispiele solcher Teams mit anderen 
Mitgliedstaaten zu untersuchen und zu besprechen. 

5.1.2. Die Strategie Europa 2020 
Im Jahr 2010 legte die Europäische Union mit der Annahme der Strategie Europa 202059 
erstmals ein quantitatives Ziel für die Verringerung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung fest (d. h. über 20 Millionen Menschen aus der Armut zu befreien). Auf 
diese Weise wurde die Bekämpfung der Armut und sozialen Ausgrenzung zu einem 
zentralen europapolitischen Thema. 

                                                      
58 Programm der niederländischen Präsidentschaft des Rates der Europäischen Union. 
59 Europa 2020, Website der Europäischen Kommission. 

http://deutsch.eu2016.nl/dokumente/publicaties/2016/01/07/programm-der-niederlandischen-prasidentschaft-des-rates-der-europaischen-union
http://ec.europa.eu/europe2020/index_de.htm
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Abbildung 10 – EU-Indikator für die Gefährdung durch Armut oder soziale Ausgrenzung und 
seine Komponenten 2005-2014* 

 

Datenquelle: Eurostat, abgerufen am 13. Januar 2016. Die Daten beziehen sich auf die EU-28-Staaten und die Jahre 
2010 bis 2014. Für Kroatien liegen keine Daten aus dem Jahr 2008 vor. Die Zahlen entsprechen 1 000 Personen. 

* Hinweis: Die Summe der Komponenten ist größer als der Gesamtwert, weil viele Personen von zwei oder sogar drei 
der Schwierigkeiten betroffen sind, aus denen sich der Wert für die Gefährdung durch Armut oder soziale 
Ausgrenzung zusammensetzt. 

Auch andere sozialpolitische Ziele der Strategie Europa 2020 sind für die 
Armutsbekämpfung relevant, etwa die Ziele in den Bereichen Beschäftigung und 
Bildung. Ferner wird in der Strategie Europa 2020 ein Schwerpunkt auf die 
Weiterentwicklung der Kinderbetreuung gelegt, sodass auch die noch zu 
verwirklichenden Barcelona-Ziele über den Ausbau von Betreuungseinrichtungen für 
Kleinkinder in die Strategie aufgenommen wurden.60 

Seit Einrichtung der „Europäischen Plattform gegen Armut und soziale Ausgrenzung“ im 
Jahr 2010 zur Unterstützung der Umsetzung der Strategie Europa 202061 kann die 
Kommission auf das Wissen zahlreicher interessierter Parteien zurückgreifen und 
unterschiedliche Blickwinkel und Erfahrungen berücksichtigen. Die Plattform ist das 
wichtigste Instrument für die zivilgesellschaftliche Beteiligung auf der EU-Ebene. Die 
letzte Jahrestagung der Plattform fand am 20. und 21. November 2014 in Brüssel statt. 

Parallel dazu bestehen zwischen der Kommission und Nichtregierungsorganisationen 
zurzeit 16 aktive Partnerschaftsvereinbarungen auf EU-Ebene in den Bereichen soziale 
Eingliederung und Armutsbekämpfung. Die Organisationen werden von der 
Kommission mit Betriebskostenbeihilfen für themenrelevante Projekte unterstützt. Seit 

                                                      
60 Auf seiner Tagung in Barcelona im Jahr 2002 formulierte der Europäische Rat das Ziel, bis 2010 

erstens für mindestens 90 % der Kinder zwischen drei Jahren und dem Schulpflichtalter und zweitens 
für mindestens 33 % der Kinder unter drei Jahren Betreuungsplätze zur Verfügung zu stellen. In 
diesem Zusammenhang sind auch die Schlussfolgerungen der Tagung des Rates im Mai 2009 über 
einen strategischen Rahmen für die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen 
und beruflichen Bildung relevant, in denen vorgesehen wird, dass bis 2020 mindestens 95 % der 
Kinder zwischen vier Jahren und dem Schulpflichtalter an der frühkindlichen Bildung teilhaben sollen.  

61 Mitteilung der Kommission „Europäische Plattform gegen Armut und soziale Ausgrenzung: Ein 
europäischer Rahmen für den sozialen und territorialen Zusammenhalt“, KOM(2010) 758 endgültig, 
Dezember 2010. 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2010:0758:FIN:DE:PDF
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2012 unterstützt die Kommission ferner das Europäische Treffen der von Armut 
betroffenen Menschen, das jedes Jahr vom Europäischen Netzwerk gegen Armut (The 
European Anti-Poverty Network, EAPN) in Brüssel durchgeführt wird.62 

Seit 2013 müssen die Mitgliedstaaten über die Fortschritte berichten, die sie bei der 
Umsetzung des sozialpolitischen Ziels der Strategie Europa 2020 in ihren nationalen 
Reformprogrammen erzielen, wobei die Kommission und der Rat im Rahmen des 
Europäischen Semesters länderspezifische Empfehlungen aussprechen können. Durch 
die Wirtschafts- und Finanzkrise wurden Probleme in den Bereichen Armut, soziale 
Ausgrenzung und Ungleichheit in den Vordergrund gerückt. Außerdem hat sich gezeigt, 
dass makroökonomische Statistiken nur begrenzt in der Lage sind, ein zuverlässiges Bild 
von den Lebensbedingungen der einfachen Bürgerinnen und Bürger zu vermitteln. Um 
den Schwerpunkt von der Messung der wirtschaftlichen Produktion hin zur Messung 
des gesellschaftlichen Fortschritts und des nationalen Wohlergehens63 zu verlagern, 
wurden drei neue Indikatoren in den Warnmechanismusbericht 2016 (WMB) 
aufgenommen. Der Warnmechanismusbericht dient dazu, wirtschaftliche 
Ungleichgewichte zu überwachen, und wird immer im Vorfeld der 
Jahreswachstumsberichte veröffentlicht. 2016 wurde das Haupt-Scoreboard um drei 
Beschäftigungsindikatoren – die Erwerbsquote, die Langzeit- und die 
Jugendarbeitslosigkeit – ergänzt. Mit diesem konkreten Schritt ist die Kommission ihrer 
Verpflichtung nachgekommen, ihre Analyse makroökonomischer Ungleichgewichte zu 
stärken. Gleichzeitig werden damit die von der Krise verschärften negativen sozialen 
Entwicklungen wiedergegeben. 

5.1.3. Die Initiativen des Europäischen Parlaments 
Das Parlament hat wiederholt Entschließungen angenommen, mit denen die 
Maßnahmen der EU zur Verbesserung der Bedingungen und Aussichten für sozial 
benachteiligte Menschen verstärkt werden sollen. In mehreren Berichten des 
Parlaments wird darauf hingewiesen, dass die Erwerbstätigenarmut in den 
Gesellschaften Europas vorkommt und deutlich zugenommen hat; daher wird in vielen 
Berichten die Rolle hochwertiger Arbeitsplätze für die Vermeidung von Armut und 
sozialer Ausgrenzung betont. Das Parlament ist der Auffassung, dass 
Mindesteinkommen (in Höhe von mindestens 60 % des Medianeinkommens in dem 
jeweiligen Mitgliedstaat) und in angemessener Höhe (d. h. über der Armutsgrenze) 
festgelegte Mindestlöhne wirksame Instrumente sind, um die Menschen vor 
Entbehrung und Ausgrenzung zu schützen, und fordert die Mitgliedstaaten zu einem 
von der Kommission unterstützten Erfahrungsaustausch hierzu auf (Entschließung vom 
20. Oktober 2010).64 Nach Ansicht des Parlaments sollten die Bemühungen der 
Mitgliedstaaten „darauf ausgerichtet sein, allen lebenslang Zugangsmöglichkeiten und 
Chancen zu bieten und somit Armut und soziale Ausgrenzung dadurch zu verringern, 
dass Hindernisse für die Erwerbsbeteiligung […] abgebaut werden“, und zwar vor allem 
für Randgruppen wie ältere Arbeitnehmer, Menschen mit Behinderungen und 
Minderheiten sowie unter besonderer Berücksichtigung der Roma. Das Parlament hat 
gefordert, den Prozess der „OMK Soziales“ zu verbessern und der sozialen Komponente 

                                                      
62 The European Anti-Poverty Network, EAPN. 
63 J. E. Stiglitz, A. Sen und J. P. Fitoussi: Report by the Commission on the Measurement of Economic 

Performance and Social Progress, 2009. 
64 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 20. Oktober 2010 zu der Bedeutung des 

Mindesteinkommens für die Bekämpfung der Armut und die Förderung einer integrativen 
Gesellschaft in Europa. 

http://www.eapn.eu/en
http://www.insee.fr/fr/publications-et-services/dossiers_web/stiglitz/doc-commission/RAPPORT_anglais.pdf
http://www.insee.fr/fr/publications-et-services/dossiers_web/stiglitz/doc-commission/RAPPORT_anglais.pdf
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=DE&reference=P7-TA-2010-375
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der Lissabon-Strategie und der Strategie Europa 2020 sowohl auf EU- als auch auf 
nationaler Ebene mehr Bedeutung beizumessen. Es hat den Rat und die Kommission 
dazu aufgefordert, Verhandlungen über eine Interinstitutionelle Vereinbarung auf den 
Weg zu bringen, damit das Parlament an diesem Prozess beteiligt wird (Entschließung 
vom 6. Mai 2009).65 

In seiner Entschließung vom 15. November 2011 zu der Europäischen Plattform zur 
Bekämpfung der Armut und der sozialen Ausgrenzung66 fordert das Parlament 
eindringlich dazu auf, der Bekämpfung von Armut und der sozialen Eingliederung im 
Rahmen der einzelstaatlichen Bemühungen in den nächsten Jahren oberste Priorität 
einzuräumen, da die Bekämpfung von Armut das wichtigste Mittel darstelle, um 
zukünftiges Wirtschaftswachstum zu sichern und der weiteren Ausbreitung von sozialer 
Ungleichheit und sozialen Unruhen vorzubeugen. Das Parlament beklagt, dass der 
geschlechtsspezifische Aspekt von Armut und sozialer Ausgrenzung in der Plattform 
außer Acht gelassen wird. Es bekräftigt seine Forderung nach angemessener 
Entlohnung und der Einführung von Mindesteinkommenssystemen in jedem 
Mitgliedstaat und fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass die Bemühungen 
um Verwirklichung des Ziels der Strategie Europa 2020, 20 Millionen Menschen aus der 
Armut zu befreien, nicht durch die mit den Mitgliedstaaten vereinbarten 
Sparmaßnahmen untergraben werden. Darüber hinaus fordert es die Kommission auf, 
sicherzustellen, dass die Verwirklichung des Ziels der Strategie Europa 2020 durch die 
mit den Mitgliedstaaten vereinbarten Sparmaßnahmen nicht infrage gestellt wird. 

Während der gesamten siebten Wahlperiode hat das Parlament die Sozial- und 
Beschäftigungspolitik aktiv mitgestaltet, um den Kampf gegen Armut zu verstärken und 
die Lebensbedingungen zu verbessern. In finanzieller Hinsicht konnte das Parlament 
trotz der eingeschränkten Haushaltslage drei wesentliche Erfolge verzeichnen: die 
Beibehaltung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung67, die 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten, 20,3 % der ihnen im Wege des Europäischen 
Sozialfonds zur Verfügung gestellten Mittel für die soziale Eingliederung einzusetzen, 
sowie 2014 die Schaffung des Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten 
benachteiligten Personen (siehe Abschnitt 5.2.2). In politischer Hinsicht hat sich das 
Parlament durch seine Entschließungen vom 20. November 201268 und vom 
21. November 201369 aktiv in die Debatte über die soziale Dimension der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) eingebracht. Es betont zudem immer wieder, 
dass sozial- und beschäftigungspolitische Ziele in geeigneter Weise in das europäische 
Semester integriert werden müssen, indem die Sozialindikatoren erweitert und 
verbindlich gemacht werden. Außerdem hat das Parlament mehrfach bekräftigt, dass 

                                                      
65 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Mai 2009 zu der aktiven Eingliederung der aus 

dem Arbeitsmarkt ausgegrenzten Personen. 
66 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. November 2011 zu der Europäischen Plattform 

zur Bekämpfung der Armut und der sozialen Ausgrenzung. 
67 Europäischer Fonds für die Anpassung an die Globalisierung. 
68 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 20. November 2012 mit Empfehlungen an die 

Kommission zum Bericht der Präsidenten des Europäischen Rates, der Europäischen Kommission, der 
Europäischen Zentralbank und der Euro-Gruppe „Auf dem Weg zu einer echten Wirtschafts- und 
Währungsunion“. 

69 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 21. November 2013 zur Mitteilung der Kommission 
mit dem Titel „Stärkung der sozialen Dimension der Wirtschafts- und Währungsunion“. 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=DE&reference=P6-TA-2009-371
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=DE&reference=P7_TA%282011%290495
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=326&langId=de
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&mode=XML&reference=A7-2012-339&language=DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2013-0515&language=DE&ring=B7-2013-0496
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es eine größere Rolle in dem Entscheidungsprozess zu diesem Thema einnehmen 
möchte. 

Seit Beginn der achten Wahlperiode hat das Europäische Parlament einen 
Entschließungsantrag70 und mündliche Anfragen an die Kommission71 und den Rat72 zu 
beschäftigungs- und sozialpolitischen Aspekten der Strategie Europa 2020 
angenommen, um die Debatte wiederzubeleben und beschäftigungs- und 
sozialpolitische Erwägungen mit den makroökonomischen Erwägungen gleichzustellen. 
Am 24. November 2015 nahm das Parlament eine Entschließung zur Verringerung von 
Ungleichheit mit besonderem Schwerpunkt auf Kinderarmut an.73 Darin empfiehlt es 
den Mitgliedstaaten, ein wirkliches politisches Engagement einzugehen und politische 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Kinderarmut auszuarbeiten, die sich auf die 
Beseitigung der Ursachen von Kinderarmut konzentrieren und mit denen die 
Wirksamkeit, die Quantität, die Beträge und der Umfang der auf Kinder ausgerichteten 
Sozialhilfemaßnahmen erhöht werden; außerdem empfiehlt es die Unterstützung von 
Arbeitsgesetzen, die die sozialen Rechte einschließlich eines ausreichenden 
gesetzlichen Mindestlohns fördern. Ferner fordert es, die Reduzierung der Kinderarmut 
und der sozialen Ausgrenzung auf allen Ebenen des Europäischen Semesters sichtbarer 
zu machen und ausdrücklicher einzubeziehen. 

 

Die Bekämpfung der Kinderarmut 

Die Kinderarmut ist für die EU-Organe ebenso wie für die Mitgliedstaaten ein wichtiges 
politisches Anliegen. Fünf Ratspräsidentschaften (Belgien 2010, Ungarn 2011, Zypern 2012, 
Irland 2013 sowie Griechenland 2014) haben in der jüngeren Zeit Studien zum Thema 
Kinderarmut in Auftrag gegeben und Konferenzen mit aktiver Beteiligung der Zivilgesellschaft 
durchgeführt. 

Im Februar 2013 hat die Kommission als Teil ihres Sozialinvestitionspakets eine lang erwartete 
Empfehlung mit dem Titel „Investitionen in Kinder: Den Kreislauf der Benachteiligung 
durchbrechen“ angenommen.74 Im Rahmen der OMK Soziales dient die Empfehlung als 
Leitfaden für die Umsetzung in den Mitgliedstaaten. Mit Veröffentlichung der Empfehlung 
erhalten zudem andere, nicht unmittelbar an der OMK Soziales beteiligte Institutionen – wie 
das Europäische Parlament – die Möglichkeit, die Maßnahmen der Mitgliedstaaten zu 
beeinflussen.75 

                                                      
70 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 11. März 2015 zu dem Europäischen Semester für 

die Koordinierung der Wirtschaftspolitik: Beschäftigungspolitische und soziale Aspekte im 
Jahreswachstumsbericht 2015. 

71 Anfrage zur mündlichen Beantwortung an die Kommission über die beschäftigungs- und 
sozialpolitischen Aspekte der Strategie Europa 2020. 

72 Anfrage zur mündlichen Beantwortung an den Rat über die beschäftigungs- und sozialpolitischen 
Aspekte der Strategie Europa 2020. 

73 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 24. November 2015 zur Verringerung von 
Ungleichheit mit besonderem Schwerpunkt auf Kinderarmut. 

74 Empfehlung der Kommission vom 20. Februar 2013 „Investitionen in Kinder: Den Kreislauf der 
Benachteiligung durchbrechen“. 

75 Ron Davies: Child poverty and social exclusion. Briefing der Bibliothek des Europäischen Parlaments, 
Europäisches Parlament, Juni 2013. 

http://socialassistance.fgov.be/sites/default/files/doc/EN-Report%20child%20poverty_BAT.pdf
http://www.tarki.hu/en/research/childpoverty/tarki_chwb_mainreport_online.pdf
http://www.eurochild.org/fileadmin/public/05_Library/Thematic_priorities/07_EU_watch/04_EU_Presidencies/Scorecard_CY_2012_2.pdf
http://www.childrensrights.ie/resources/international-experts-gather-dublin-end
http://www.alliance4investinginchildren.eu/conclusions-and-recommendations-from-consultation-meeting-on-investing-in-children/
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=DE&reference=P8-TA-2015-0068
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fTEXT%2bOQ%2bO-2014-000077%2b0%2bDOC%2bXML%2bV0%2f%2fEN&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fTEXT%2bOQ%2bO-2014-000076%2b0%2bDOC%2bXML%2bV0%2f%2fEN&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=DE&reference=P8-TA-2015-0401
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32013H0112
http://www.europarl.europa.eu/RegData/bibliotheque/briefing/2013/130441/LDM_BRI(2013)130537_REV1_EN.pdf
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In diesem Sinne hat das Parlament Entschließungen zur Bekämpfung der Kinderarmut 
angenommen, unter anderem zur Förderung der Integration,76 zur Armutsbekämpfung und zur 
Europäischen Plattform gegen Armut und soziale Ausgrenzung.77  

Eine Gruppe von Nichtregierungsorganisationen78 hat jedoch darauf hingewiesen, dass einige 
Problempunkte nicht ausreichend angegangen wurden, und fordert 1. eine strengere 
Überwachung und Berichterstattung,79 einschließlich der Einführung von Unterzielen in der 
Strategie Europa 2020 und der Entwicklung besserer Indikatoren für das Kindeswohl, 2. die 
Entwicklung eines mehrjährigen Fahrplans, in dem Umsetzungspläne zu der Empfehlung 
festgelegt werden, und 3. die Verpflichtung zu einer langfristigen Finanzierung, insbesondere 
durch die Zweckbindung von Teilen der Strukturfonds für Investitionen in die Verringerung von 
Armut und Ausgrenzung. 

5.2. Finanzhilfen der EU 

In Europa liegt die Zuständigkeit für die Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung in erster Linie bei den Mitgliedstaaten. Die Rolle der EU ist auf die 
Koordinierung der politischen Maßnahmen der Mitgliedstaaten im Rahmen der offenen 
Methode der Koordinierung für den Sozialschutz (OMK Soziales) und die Bereitstellung 
von Mitteln beschränkt. Die EU-Fonds sollen zur Konjunkturbelebung beitragen, 
Arbeitslosen, jungen Menschen und benachteiligten Gruppen mehr Unterstützung 
bieten und die sozialen Auswirkungen der Krise abfedern. 

5.2.1. Der Europäische Sozialfonds 
Der Europäische Sozialfonds (ESF) ist für den Zeitraum 2014 bis 2020 mit 80 Mrd. EUR 
ausgestattet und soll mithilfe gezielter Maßnahmen die Schaffung von Arbeitsplätzen 
fördern. Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung schafft Arbeitsplätze, indem 
er kleine und mittlere Unternehmen, Forschung und Innovation und Maßnahmen zur 
Förderung des grünen Wachstums unterstützt. Im Finanzrahmen 2014-2020 wird dem 
Europäischen Sozialfonds ein größerer Anteil kohäsionspolitischer Mittel zugewiesen 
und festgelegt, dass mindestens 20 % der Mittel, die die Mitgliedstaaten aus dem ESF 
erhalten, für das Ziel „Förderung der sozialen Eingliederung und Bekämpfung der 
Armut“ eingesetzt werden müssen. Eine der wichtigsten Neuerungen im 
Programmplanungszeitraum 2014-2020 ist – dank der Beschäftigungsinitiative für 
Jugendliche – die Einführung eines besonderen Schwerpunktes auf die kritische 
Situation der Jugendlichen in der gegenwärtigen Krise. Eine gezielte Zuweisung im 
Rahmen der Kohäsionspolitik stärkt dabei die Möglichkeiten des ESF, die Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit in besonders stark betroffenen Regionen zu fördern. 

5.2.2. Der Europäische Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen 
Als die Europäische Union plante, die Abgabe von Nahrungsmitteln 2013 wieder 
einzustellen, forderte das Parlament die Kommission auf, das Programm beizubehalten. 
Im Oktober 2012 legte die Kommission einen Vorschlag für einen neuen Europäischen 
Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen (FEAD) für den Zeitraum 2014 
bis 2020 vor, der mit 2,5 Mrd. EUR ausgestattet werden sollte. Nach Verhandlungen im 

                                                      
76 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 9. Oktober 2008 zur Förderung der sozialen 

Integration und die Bekämpfung der Armut, einschließlich der Kinderarmut, in der EU. 
77 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. November 2011 zu der Europäischen Plattform 

zur Bekämpfung der Armut und der sozialen Ausgrenzung. 
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Jahr 2013 stimmte der Rat der Forderung des Parlaments zu, den Haushalt des FEAD 
auf 3,5 Mrd. EUR aufzustocken. Ziel des Fonds ist es, die am stärksten benachteiligten 
Personen mit Lebensmitteln, Kleidung und weiteren lebensnotwendigen Gütern zu 
versorgen und Maßnahmen zur sozialen Eingliederung der Ärmsten in die Gesellschaft 
zu finanzieren. 

5.2.3. Das Europäische Programm für Beschäftigung und soziale Innovation 
Im Oktober 2011 schlug die Kommission ein Programm für sozialen Wandel und soziale 
Innovation vor, das die drei bereits bestehenden Instrumente in einem integrierten 
Programm zusammenfassen sollte. 2013 erzielten das Parlament und der Rat eine 
Einigung über dieses neue EU-Programm für Beschäftigung und soziale Innovation 
(EaSI), das mit einem Haushalt von 920 Mio. EUR für den Zeitraum 2014 bis 2020 
ausgestattet wurde. Das EaSI-Programm ist ein Finanzierungsinstrument der EU-Ebene, 
das dazu vorgesehen ist, hochwertige und stabile Arbeitsplätze zu fördern, einen 
angemessenen Sozialschutz sicherzustellen, soziale Ausgrenzung und Armut zu 
bekämpfen und Arbeitsbedingungen zu verbessern. Bei den vom EaSI finanzierten 
Maßnahmen stehen insbesondere benachteiligte Gruppen (z. B. junge Menschen), die 
Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern sowie der Kampf gegen 
Diskriminierung im Fokus. Weitere Investitionsbereiche sind die soziale Innovation und 
soziales Unternehmertum. 

6. Ausblick: Perspektiven für 2020 

Eine zentrale Herausforderung besteht darin, die wichtigsten politischen Maßnahmen 
im Kampf gegen Armut und soziale Ausgrenzung zu ermitteln, da kein Politikansatz 
allein Armut und soziale Ausgrenzung erfolgreich verhindern und verringern wird. In 
den erfolgreichsten Ländern werden verschiedene, sich gegenseitig verstärkende 
Maßnahmen aus unterschiedlichen Bereichen kombiniert: von der 
Beschäftigungsförderung und beruflichen Weiterbildung über geeignete Systeme der 
Einkommensbeihilfe bis hin zum Zugang zu hochwertigen Diensten und zur Bildung. 

Die nachfolgend aufgeführten80 Strategien und Maßnahmen können sowohl auf 
europäischer als auch auf nationaler Ebene eingesetzt werden, um die Armut zu 
verringern und auf das in der Strategie Europa 2020 formulierte Armutsziel 
hinzuarbeiten. Die unterschiedlichen Arten von Maßnahmen können in fünf Kategorien 
eingeteilt werden:  

1. Unterstützung spezifischer Untergruppen: Ziel ist es dabei, Armut und soziale 
Ausgrenzung bei Kindern zu verringern, besonders gefährdete 
Bevölkerungsgruppen (z. B. Roma und Migranten) zu unterstützen, die 
Obdachlosigkeit und das Leben in prekären Wohnverhältnissen zu bekämpfen 
und Maßnahmen gegen Diskriminierung und für Chancengleichheit sowie zum 
Abbau der Geschlechterungleichheit zu verstärken. 

2. Verstärkung sozialpolitischer Maßnahmen: Gut konzipierte sozialpolitische 
Maßnahmen können das Wirtschaftswachstum ankurbeln, Menschen vor Armut 
schützen und als Wirtschaftsstabilisatoren fungieren. Die Leitlinien der 
Kommission des Jahres 2013 zum Sozialinvestitionspaket81 enthalten 

                                                      
80 Putting the fight against poverty and social exclusion at the heart of the EU agenda, OSE, 2014. 
81 Das Sozialinvestitionspaket besteht aus einer Mitteilung der Kommission („Sozialinvestitionen für 

Wachstum und sozialen Zusammenhalt – einschließlich Durchführung des Europäischen Sozialfonds 
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überzeugende Argumente dafür, dass gut durchdachte sozialpolitische 
Maßnahmen zu wirtschaftlichem Wachstum beitragen, die Menschen vor Armut 
schützen und als Wirtschaftsstabilisatoren fungieren können. Auch die 
Verbesserung des Zugangs zu hochwertigen Diensten in Bereichen wie Bildung, 
Gesundheit, Langzeitpflege und anderen sozialen Diensten ist ein wichtiger 
Bestandteil eines neuen Ansatzes bei Sozialinvestitionen.82 

3. Investitionen in Wirtschaftswachstum und Beschäftigung: Da die Verfügbarkeit 
von mehr hochwertigen Arbeitsplätzen ein Schlüsselfaktor bei der Bekämpfung 
der zwei wichtigsten Armutsursachen ist – Arbeitslosigkeit und 
Erwerbstätigenarmut –, sollten die EU-Mitgliedstaaten mit Unterstützung durch 
die Europäische Union in Strategien für nachhaltiges Wachstum und die 
Schaffung stabiler Arbeitsplätze investieren. Für den Abbau der Arbeitslosigkeit 
sind aktive Eingliederungsmaßnahmen erforderlich.83 

4. Steuerpolitische Anpassungen: Eine progressivere Steuerpolitik könnte zur 
Verringerung der Armut beitragen. Zwar unterscheidet sich die Situation von 
Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat, doch die Datenlage zeigt, dass die Steuern in der 
Europäischen Union seit 2010 gestiegen sind.84 Die Kommission hat im Rahmen 
der Strategie Europa 2020 steuerpolitische Prioritäten formuliert und fordert 
insbesondere eine Verlagerung von der Besteuerung der Arbeit hin zu anderen 
Steuerformen. Es wird vermutet, dass eine Verringerung der Besteuerung von 
Arbeit zur Verbesserung der Haushaltseinkommen und dadurch zum Abbau der 
Erwerbstätigenarmut führen könnte. 

5. Betonung der politischen Kohärenz durch die Stärkung der sozialen Dimension 
in der WWU: Seit Einführung der Strategie Europa 2020 und insbesondere 
aufgrund der Wirtschaftskrise wurde ein wesentlich größerer Schwerpunkt auf 
die Haushaltskonsolidierung als auf die soziale Eingliederung gelegt. Es ist 
wichtig, mehrere Indikatoren zu entwickeln, um damit die Fortschritte der 
sozialen Dimension der WWU zu überwachen. Hier ist der Anzeiger für die 
Leistungsfähigkeit des Sozialschutzes ein guter Ausgangspunkt und könnte sich 
in diesem Zusammenhang zu einem wertvollen Instrument entwickeln. Diese 
Aufforderung entspricht auch dem klaren Bekenntnis des Präsidenten der 
Kommission Jean-Claude Juncker (2014), der vorschlägt, „dass in Zukunft solche 
Unterstützungsmaßnahmen und Reformprogramme nicht nur im Hinblick auf 
finanzpolitische Nachhaltigkeit geprüft werden, sondern dass sie auch eine 
sozialpolitische Folgenabschätzung durchlaufen“. 

 

                                                                                                                                                             

2014-2020“), einer Empfehlung der Kommission („Investitionen in Kinder: Den Kreislauf der 
Benachteiligung durchbrechen“) sowie aus mehreren Arbeitsunterlagen der 
Kommissionsdienststellen zu den Themen aktive Eingliederung, demografische und soziale 
Entwicklungen, Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse, Langzeitpflege, Bekämpfung der 
Obdachlosigkeit, Investitionen in Gesundheit sowie soziale Investitionen im Rahmen des 
Europäischen Sozialfonds.  

82 Sozialinvestition, GD EMPL, Europäische Kommission. 
83 Empfehlung der Kommission vom 3. Oktober 2008 zur aktiven Eingliederung der aus dem 

Arbeitsmarkt ausgegrenzten Personen. 
84 Steuertrends in der Europäischen Union. Eurostat, 2014. 
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Im Jahr 2010 einigten sich die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Strategie Europa 2020 auf das Ziel, die 
Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung 
bedrohten Personen bis 2020 um mindestens 
20 Millionen Menschen zu reduzieren und damit im 
Laufe des Jahrzehnts von 116,4 Millionen auf 
96,4 Millionen zu senken. Leider hat sich die 
Europäische Union jedoch seit der Annahme der 
Strategie von diesem Ziel entfernt: Inzwischen leben 
in Europa 6,7 Millionen mehr Menschen in Armut 
oder sozialer Ausgrenzung als 2008 (EU-27). Im Jahr 
2012 war fast ein Viertel der europäischen 
Bevölkerung – also eines „wohlhabenden 
Kontinents“ – von Armut bedroht. 

Welche Untergruppen der Gesellschaft waren am 
stärksten von der „großen Rezession“ betroffen? 
Von welchen Einflussfaktoren wird Armut heute 
bestimmt? Welche politischen Maßnahmen werden 
getroffen, um gegen dieses neue soziale Übel des 
21. Jahrhunderts vorzugehen? 

Ausgehend von einer statistischen Analyse der 
aktuellsten Armutstrends in der Europäischen Union 
wird in diesem Dokument untersucht, welche 
Folgen die Krise für das Niveau und die 
Erscheinungsformen der Armut in Europa hatte. 
Außerdem werden die politischen Maßnahmen 
beschrieben, die zur Bewältigung dieses Problems 
umgesetzt werden. 


